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Auch Geflüchtete haben ein Recht auf
Familie!

Berlin, 26.04.2017. Die heutige Mitgliederversammlung der
Arbeitsgemeinschaft der deutschen Familienorganisationen (AGF) appelliert
eindringlich an den Gesetzgeber die Einheit der Familie auch für Geflüchtete
sicherzustellen. Mit Blick auf die morgige Sitzung des Bundestages, bei der ein
entsprechender Antrag der Oppositionsfraktionen behandelt werden soll,
fordern die Verbände, die Einschränkung des Familiennachzugs für Menschen
mit subsidiärem Schutz rückgängig zu machen.

"Der Zusammenhalt von Familien muss geschützt und gestärkt werden, dieses
Recht gilt auch für geflüchtete Menschen. Es ist nicht akzeptabel, dass der
Familiennachzug als Steuerungsinstrument zur Begrenzung von
Flüchtlingszahlen genutzt wird", erklärt Stefan Becker, Vorsitzender der AGF.

Seit dem Asylpaket II gilt für Geflüchtete, die subsidiären Schutz erhalten, eine
zweijährige Wartefrist für den Familiennachzug. In der Praxis kommen häufig
weitere Wartezeiten für Termine bei Botschaften und Visa hinzu, so dass sich
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die Zeit bis zur tatsächlichen Familienzusammenführung weit über die
gesetzliche Aussetzungsfrist erstreckt. Seit Einführung der Wartefrist hat sich
die Zahl der Geflüchteten, die nur einen subsidiären Schutz erhalten, stark
erhöht. Während im Jahr 2015 nur eine kleine Minderheit diesen geringeren
Schutzstatus erhielt, war dies im Jahr 2016 bereits jeder fünfte anerkannte
Geflüchtete. Doch auch subsidiär Schutzberechtigte fliehen vor Krieg oder
Folter und können daher meist auf längere Zeit nicht zu ihren Familien
zurückkehren, denen oft ebenfalls Gefahr droht. In der Folge versuchen Frauen
und Kinder zunehmend über gefährliche Fluchtwege nachzukommen. Die AGF
fordert daher ein uneingeschränktes Ehe- und Familienleben auch für
Geflüchtete mit subsidiärem Schutz.

Aktuelle Pläne der CDU/CSU, die Wartefrist sogar über das Frühjahr 2018
hinaus zu verlängern, lehnen die Familienorganisationen ab. "Restriktionen
verstärken eine ablehnende Haltung gegenüber geflüchteten Menschen.
Integration gelingt besser, wenn die Geflüchteten nicht in ständiger Angst um
ihre Familien sind. Wie ernst es den Parteien wirklich mit einer besseren Politik
für Familien ist, zeigt sich eben auch am Umgang mit den Familien von
Geflüchteten", fasst Stefan Becker die Kritik der Familienverbände zusammen.

Das Recht auf Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte war erst im
August 2015 auf Grundlage einer EU-Richtlinie zur Anerkennung von
international Schutzbedürftigen eingeführt worden. Nachziehen dürfen der/die
Ehepartner/in und minderjährige Kinder sowie, bereits vor der Neuregelung,
die Eltern geflüchteter Minderjähriger.
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